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Als im Jahr 2015 eine große Zahl von Menschen in 
Deutschland internationalen Schutz suchte, wurde 
rasch diskutiert, ob sich das Potenzial der Geflüch-
teten nicht nutzen ließe, um dem Fachkräftemangel 
in der Bundesrepublik entgegenzuwirken. Dies 
stellte sich zwar bald als unrealistisch heraus, 
gleichwohl kam der Gesetzgeber zu der Einsicht, 
Menschen mit „sicherer Bleibeperspektive“ bereits 
im Asylverfahren die Ausübung einer Tätigkeit zu 
ermöglichen. zudem wurde ausreisepflichtigen 
Personen, die eine Ausbildung aufnehmen, mit der 
3+2-Regelung der Weg in den regulären Aufenthalt 
eröffnet.  
Neben der Ausbildungsduldung wird ab 2020 mit 
der Beschäftigungsduldung ein weiterer Schritt zur 
Ermöglichung des Spurwechsels gegangen. Zu-
gleich wird mit dem Gesetz zur besseren Durchset-
zung der Ausreise („Geordnete-Rückkehr-Gesetz“) 
Personen, deren Identität nicht geklärt ist, der Weg 
in den regulären Aufenthalt versperrt (§ 60b Auf-
enthG).  
Der vorliegende Beitrag zeigt am Beispiel der Er-
lasslage in Baden-Württemberg typische Problem-
lagen auf, die aus dem Zusammenwirken der unter-
schiedlichen Neuregelung mit ihren Übergangsfris-
ten resultieren, und unterbreitet Vorschläge für 
deren Lösung. 
 

A. Die Beschäftigungsduldung als neue Spielart 
der Aussetzung der Abschiebung 
Obwohl die Ausreisepflicht lediglich vorüberge-
hend nicht durchgesetzt wird, weist die Rechtsfigur 
der Duldung inzwischen eine große Bandbreite auf. 
Die bisherige „klassische“ Anspruchs-Duldung (§ 
60a Abs. 2 S. 1 AufenthG) wird erteilt, wenn die 
Abschiebung aus tatsächlichen oder rechtlichen 
Gründen unmöglich ist. Die Ermessens-Duldung (§ 
60a Abs. 2 S. 3 AufenthG) kommt in Betracht, 
wenn dringende humanitäre oder persönliche Grün-
de oder erhebliche öffentliche Interessen die vo-
rübergehende weitere Anwesenheit der betreffen-
den Person im Bundesgebiet erfordern. 
Mit dem Gesetz zur Neubestimmung des Bleibe-
rechts und der Aufenthaltsbeendigung1 wurde die 
Ausbildungsduldung eingeführt (bisher § 60a Abs. 
2 S. 4 ff. AufenthG, ab 2020 § 60c AufenthG). Die 
Aufnahme einer qualifizierten Berufsausbildung in 
einem staatlich anerkannten oder vergleichbar gere-
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gelten Ausbildungsberuf gilt seither als persönli-
cher Grund, der die Aussetzung der Abschiebung 
rechtfertigt. Ergänzt wurde diese Regelung durch 
das Integrationsgesetz:2 seither kann nach Ab-
schluss der Ausbildung eine auf zwei Jahre befriste-
te Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke der Beschäfti-
gung im Ausbildungsberuf erteilt werden (§ 18a 
Abs. 1a AufenthG), so genannte 3+2-Regelung. 
Die Beschäftigungsduldung3 ersetzt ab 2020 die 
bisher mögliche Erteilung einer Ermessensduldung 
mit Beschäftigungserlaubnis. Sie wird gemäß § 60d 
Abs. 1 AufenthG an Ausländer*innen erteilt, die 
vor dem 1. August 2018 in die Bundesrepublik 
eingereist sind. Voraussetzung ist jedoch, dass die 
Identität geklärt ist (Nr. 1), die Person seit mindes-
tens zwölf Monaten geduldet ist (Nr. 2), seit min-
destens 18 Monaten eine sozialversicherungspflich-
tige Beschäftigung im Umfang von mindestens 35 
Wochenstunden ausübt (Nr. 3) und dadurch ihren 
Lebensunterhalt seit mindestens zwölf Monaten 
eigenständig sicherstellen kann (Nr. 4). Darüber 
hinaus sind hinreichende mündliche Kenntnisse der 
deutschen Sprache nachzuweisen (Nr. 6) und es 
darf noch keine Ausweisungsverfügung oder Ab-
schiebungsandrohung ergangen sein (Nr. 8).4 In der 
Regel wird die Beschäftigungsduldung für die Dau-
er von 30 Monaten erteilt. 
Im Hinblick auf die Identitätsklärung hat der Ge-
setzgeber ein zeitlich abgestuftes Modell vorgese-
hen; der maßgebliche Zeitpunkt richtet sich nach 
dem Datum der Einreise und dem Bestehen eines 
Beschäftigungsverhältnisses: 
• Identitätsklärung bis zur Beantragung der Be-

schäftigungsduldung bei Einreise bis 
31.12.2016 und am 1.1.2020 bestehendem Be-
schäftigungsverhältnis, 

• Identitätsklärung bis 30.6.2020 bei Einreise bis 
31.12.2016, wenn am 1.1.2020 kein Beschäfti-
gungsverhältnis besteht, 

• Identitätsklärung bis 30.6.2020 bei Einreise 
zwischen 1.1.2017 und 1.8.2018. 

Hat die betreffende Person alle erforderlichen und 
zumutbaren Maßnahmen zur Identitätsklärung er-
griffen, kann die Duldung auch unbeschadet dieser 
Vorgaben erteilt werden, § 60b Abs. 4 AufenthG. 
Dadurch, dass die Identität bis zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt geklärt sein muss, die Beschäfti-
gungsduldung aber eine gewisse Voraufenthalts- 
und Vorbeschäftigungszeit voraussetzt, entsteht ein 
Zeitfenster, innerhalb dessen die Aufenthaltsbeen-
digung zwangsweise durchgesetzt werden kann. 
Dass dies vom Gesetzgeber beabsichtigt war, ist aus 
den Gesetzesmaterialien nicht ersichtlich. Gleich-
wohl machen sich die Länder dieses Schnittstellen-
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problem zunutze und ordnen die Abschiebung von 
Beschäftigten an. Für die Unternehmen, die ge-
flüchtete Menschen mit großem Aufwand ausgebil-
det und eingearbeitet haben, entsteht dadurch erheb-
licher wirtschaftlicher Schaden. 
 

B. Die Duldung für Personen mit ungeklärter 
Identität als prekärer Status 
Mit dem „Geordnete-Rückkehr-Gesetz“ wurde den 
unterschiedlichen Duldungsarten eine weitere Fa-
cette hinzugefügt, die als „Duldung für Personen 
mit ungeklärter Identität“ bezeichnet ist. Diese wird 
nach § 60b Abs. 1 AufenthG erteilt, wenn eine 
Person durch Täuschung über ihre Identität oder 
Staatsangehörigkeit bzw. durch falsche Angaben 
ein Abschiebungshindernis herbeiführt. Gleiches 
gilt für Personen, die den gesteigerten Passbeschaf-
fungspflichten nicht nachkommen. 
§ 60b Abs. 2 AufenthG verpflichtet passlose Perso-
nen „alle [ihnen] unter Berücksichtigung der Um-
stände des Einzelfalls zumutbaren Handlungen zur 
Beschaffung eines Passes oder Passersatzes selbst 
vorzunehmen“. Die zumutbaren Handlungen sind in 
§ 60b Abs. 3 AufenthG definiert. Die Norm ver-
weist auf §§ 6, 15 PassG (Nr. 1). Zumutbar ist unter 
anderem die persönliche Vorsprache bei den Be-
hörden des Herkunftsstaates, die Teilnahme an 
Anhörungen, die Anfertigung von Lichtbildern oder 
die Abgabe von Fingerabdrücken (Nr. 2). Eine 
Ausnahme ist nur im Falle unzumutbarer Härten 
vorgesehen. Auch die Erklärung gegenüber den 
zuständigen Behörden, dass die Person zur freiwil-
ligen Ausreise aus dem Bundesgebiet bereits ist, 
wird als zumutbar erachtet, wenn anderenfalls keine 
Reisedokumente ausgestellt werden (Nr. 3). 
Die gesonderte Regelung erklärt sich aus den strik-
ten Rechtsfolgen dieser Duldungsart: Zeiten einer 
Duldung nach § 60b AufenthG werden nicht als 
Vorduldungszeiten angerechnet, den Personen ist 
die Ausübung einer Erwerbstätigkeit untersagt und 
es gilt eine Wohnsitzauflage, § 60b Abs. 5 Auf-
enthG. 
Diese „Duldung light“ wird gemäß § 105 Abs. 2 
AufenthG jedoch nicht an Personen erteilt, die sich 
in einem Ausbildungs- oder Beschäftigungsverhält-
nis befinden. Der Gesetzgeber will damit wird der 
Ausbildung bzw. Erwerbstätigkeit dieser Gruppe 
Rechnung tragen.5 Umgekehrt heißt dies, dass allen 
Personen, die bei Inkrafttreten der Neuregelung 
zum 1.1.2020 keine Beschäftigung ausüben, die 
Erwerbstätigkeit dauerhaft untersagt ist. 
Auch Inhabern einer Ausbildungs- oder Beschäfti-
gungsduldung oder Personen, die diese beantragt 
haben und die jeweiligen Erteilungsvoraussetzun-
gen erfüllen, wird keine „Duldung light“ erteilt, § 
105 Abs. 3 AufenthG. Zwar setzen beide Dul-
dungsarten die Klärung der Identität voraus, jedoch 
sind die Anforderungen daran leichter zu erfüllen. 
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Ausweislich der Gesetzesbegründung6 genügen 
neben der Vorlage von Identitätsdokumenten auch 
„andere geeignete Mittel“, beispielsweise amtliche 
Dokumente aus dem Herkunftsstaat, vorzugsweise 
mit, aber auch ohne biometrische Merkmalen wie 
beispielsweise ein Führerschein, Personenstandsur-
kunden, Geburtsurkunden, Meldebescheinigungen 
oder Schulzeugnisse. Vorausgesetzt wird lediglich, 
dass diese Papiere geeignet sind, um auf ihrer Basis 
einen Pass oder Passersatz zu beschaffen. 
 

C. Gefährdung von Aufenthalt und Arbeitsver-
hältnissen durch die Neuregelung 
Mit den Fristen zur Identitätsklärung und den erfor-
derlichen Voraufenthalts- und Vorbeschäftigungs-
zeiten begründet § 60d AufenthG einen unwürdigen 
Wettlauf zwischen Passbeschaffung einerseits als 
Abschiebe- und anderseits als Bleibevoraussetzung. 
Diese Konstruktion führt zwangsläufig dazu, dass 
die Betroffenen alles daran setzen müssen, die 
Passausstellung zwar zu betreiben, aber zugleich so 
lange zu verzögern, bis die 12-Monatsfrist der vor-
hergehenden Duldung (§ 60d Abs. 1 Nr. 2 Auf-
enthG) abgelaufen ist. Begünstigt werden damit die 
Geflüchteten aus Staaten, deren Konsulate zöger-
lich arbeiten, Hürden aufstellen oder die Passaus-
stellungen auch ganz verweigern. Die Arbeitge-
ber*innen können nicht absehen, ob sie Mitarbei-
ter*innen von einem Tag auf den anderen verlieren 
werden.  
Im Folgenden werden verschiedene Fallkonstellati-
onen vorgestellt; dabei ist zwischen Geduldeten und 
Asylsuchenden zu differenzieren. 
 
I. Fallgruppen für Inhaber einer Duldung 
 
Für Inhaber einer Duldung ist nicht nur nach dem 
Datum ihrer Einreise, sondern danach zu differen-
zieren, ob sie über einen Pass verfügen und ob sie 
aus einem sicheren Herkunftsland stammen. 

 

1. Geduldete, die vor dem 1.8.2018 eingereist 
sind, nicht aus einem sicheren Herkunftsland 
stammen, keinen Pass haben und in einem er-
laubten Beschäftigungsverhältnis stehen. 
 
Diese Personengruppe ist auch nach bisher gelten-
dem Recht verpflichtet, ihre Identität zu klären bzw. 
an der Passbeschaffung mitzuwirken (vgl. § 60a 
Abs. 6 AufenthG). Aus Sicht der Ausländerbehör-
den haben die beschäftigten Geduldeten insofern 
alle Anforderungen erfüllt, da ihnen anderenfalls 
keine Beschäftigungserlaubnis erteilt worden wäre, 
vgl. § 60a Abs. 6 AufenthG. 
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Rechtliche Vorgaben 
Geduldeten in einem Beschäftigungs- oder Ausbil-
dungsverhältnis wird bis zum 1. Juli 2020 keine 
„Duldung für Personen mit ungeklärter Identität“ 
erteilt, § 105 Abs. 2 AufenthG. Gleiches gilt, wenn 
eine Beschäftigungsduldung erteilt oder beantragt 
wird, § 105 Abs. 3 AufenthG. Die Beschäftigungs-
duldung wird aber nur erteilt, wenn die Identität bis 
Ende Juni 2020 geklärt ist, und sei es durch Doku-
mente wie einen Führerschein oder eine Heiratsur-
kunde. Nur für Geduldete, die bis Ende 2016 einge-
reist sind und am 1. Januar 2020 schon in einem 
Beschäftigungsverhältnis stehen, genügt es, wenn 
ihre Identität bis zum Antrag auf die Beschäfti-
gungsduldung geklärt ist. Die Übergangsfristen in § 
60d Abs. 1 Nr. 1 AufenthG sind vor allem deshalb 
bedeutsam, weil sie bis Mitte 2020 ein Arbeitsver-
bot für gegenwärtig Beschäftigte verhindern. 
Jedoch werden die wenigsten Menschen bereits zu 
Beginn des Jahres 2020 alle Voraussetzungen des § 
60d AufenthG erfüllt haben. Es besteht daher das 
Risiko, dass sie nach einer Passbeschaffung – so-
fern nicht andere Duldungsgründe vorliegen –  
abgeschoben werden, obwohl sie die Voraussetzun-
gen für die Beschäftigungsduldung in absehbarer 
Zeit erfüllen könnten. 
 
Beispiele 
Mitarbeiter aus Guinea, seit Mai 2016 in Deutsch-
land, seit August 2019 geduldet, weil die Pass-
papiere fehlen. Beschäftigt seit Dezember 2019, 
geringe Deutschkenntnisse. 
Diese Person kann die Voraussetzungen der Be-
schäftigungsduldung - 12 Monate Duldung, 18 
Monate Beschäftigung, mündliche Deutschkennt-
nisse A 2 - frühestens im Juni 2020 erfüllen. Ge-
lingt es ihm erst im September 2020, einen Pass 
vorzulegen bzw. seine Identität anderweitig zu 
klären, so kann ihm auch dann noch die Beschäfti-
gungsduldung erteilt werden. Gelingt es ihm nicht, 
den Pass vorzulegen oder die Identität abschließend 
nachzuweisen, kann eine Beschäftigungsduldung 
nach § 60d AufenthG gleichwohl erteilt werden, 
wenn er alle erforderlichen und zumutbaren Maß-
nahmen zur Identitätsklärung ergriffen hat, vgl. § 
60d Abs. 4 AufenthG. Die Entscheidung ist in das 
Ermessen der Ausländerbehörde gestellt. 
Ist dieser Mitarbeiter aber erst im Januar 2017 ein-
gereist, so muss er die Identitätsklärung bzw. den 
Nachweis aller erforderlichen und zumutbaren 
Maßnahmen zur Identitätsklärung bis Ende Juni 
2020 abgeschlossen haben. Gelingt dies nicht, be-
steht kein Anspruch auf Erteilung einer Beschäfti-
gungsduldung. Sobald seine Identität geklärt ist, 
könnte der Mitarbeiter daher abgeschoben werden, 
bevor er im Juni 2020 die Voraussetzung der Be-
schäftigungsduldung erfüllt. Solange die Identität 
nicht geklärt ist, er aber an der ihm zumutbaren 
Klärung und Passbeschaffung mitwirkt, kann aller-
dings kein Arbeitsverbot ausgesprochen werden. 

Ist dieser Mitarbeiter bereits im Mai 2016 einge-
reist, nimmt die Beschäftigung aber erst im Januar 
2020 auf, muss er seine Identität ebenfalls bis Ende 
Juni 2020 geklärt haben, um im Juli 2021 eine Be-
schäftigungsduldung erhalten zu können. Bis dahin 
kann er allerdings nach Klärung der Identität jeder-
zeit abgeschoben werden. 
 
Lösung 
Die Abschiebung ist jedoch nicht zwingend, denn 
das geltende Recht hält andere Möglichkeiten be-
reit, die eine Überbrückung der Voraufenthalts- und 
Vorbeschäftigungszeiten nach § 60d Abs. 1 Nr. 2 
und 3 AufenthG ermöglichen. Den Betroffenen 
würde damit Zeit gegeben, sich um die Passbe-
schaffung zu bemühen, ohne ihre Abschiebung 
befürchten zu müssen.  
Nach dem baden-württembergischen Vorgriffser-
lass7 ist eine Ermessensduldung nach § 60a Abs. 2 
S. 3 AufenthG zu erteilen, wenn die Identitätsklä-
rung abgeschlossen ist und gleichzeitig alle weite-
ren Voraussetzungen der Beschäftigungsduldung 
vorliegen. Damit ist es den Ausländerbehörden 
möglich, während der Übergangsfrist Abschiebe-
maßnahmen einzuleiten, sobald der Pass vorgelegt 
wird und auch nur eine Voraussetzung der Beschäf-
tigungsduldung nicht erfüllt ist. Gleiches gilt nach 
der bayerischen8 wie auch der schleswig-
holsteinischen9 Erlasslage. 
Es ist aber mit dem geltenden Recht unproblema-
tisch möglich, eine Duldung aus humanitären 
Gründen auch dann zu erteilen, wenn absehbar ist, 
dass die Voraussetzungen der Beschäftigungsdul-
dung voraussichtlich bis zum 30. Juni 2020 erfüllt 
sein werden. Die Duldung kann in diesem Fall mit 
der Zusicherung verbunden werden, dass bis zu 
deren Ablauf keine Abschiebung erfolgt, selbst 
wenn der Pass bereits zu einem früheren Zeitpunkt 
vorgelegt werden kann, vgl. etwa § 38 bwLVwVfG. 
Der Wortlaut des § 60 Abs. 2 S. 3 AufenthG steht 
dem nicht entgegen. 
 
2. Geduldete, die nicht aus einem sicheren Her-
kunftsland stammen, nach dem 1.8.2018 einge-
reist sind, keinen Pass haben und in einem er-
laubten Beschäftigungsverhältnis stehen. 
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Da § 60b AufenthG aufgrund der Ausübung der 
Beschäftigung bis zum 1. Juli 2020 keine Anwen-
dung findet, wird diesen Personen in dieser Zeit 
keine „Duldung light“ erteilt. Eine aktuell gültige 
Duldung nach § 60 a Abs. 2 AufenthG darf folglich 
nicht heruntergestuft werden. Gleichwohl gilt § 60 
Abs. 6 AufenthG und die Pflicht zur zumutbaren 
Mitwirkung an der Identitätsklärung bzw. Passbe-
schaffung. Ab dem 1. Juli 2020, d. h. mit Anwen-
dung  des § 60 b, konkretisiert sich diese Pflicht zu 
einer besonderen Passbeschaffungspflicht. 
Sobald Passpapiere vorgelegt werden, ist eine Ab-
schiebung möglich.  
 
Mögliche Regelungen innerhalb des bestehenden 
Rechtsrahmens 
Der Zugang zur Beschäftigungsduldung ist ausge-
schlossen. Der weitere Aufenthalt kann nur durch 
einen Wechsel in ein Ausbildungsverhältnis gesi-
chert werden. 
Für Personen, die nach einer anerkannten Ausbil-
dung bereits eine qualifizierte Beschäftigung ausü-
ben, kommt das erleichterte Visumsverfahren in 
Betracht, § 18a Abs. 1. Abs. 3 AufenthG. Die Aus-
länderbehörde kann eine Vorabzustimmung für ein 
im Herkunftsland einzuholendes Visum – die Zu-
stimmung der Bundesagentur für Arbeit bleibt er-
forderlich, erfolgt aber ohne Vorrangprüfung (§ 6 
Abs. 2 BeschV) – erteilen und so die Kontinuität 
des Arbeitsverhältnisses ermöglichen. 
Im Einzelfall kann eine Duldung nach § 60a Abs. 2 
Satz 3 AufenthG erteilt werden, die aber nicht dau-
erhaft vor einer Abschiebung schützt. 
 
 
3. Geduldete, die nicht aus einem sicheren Her-
kunftsland stammen, vor dem 1.8.2018 eingereist 
sind, über einen Pass verfügen und in einem 
erlaubten Beschäftigungsverhältnis stehen. 
 
Diese Personen können jederzeit abgeschoben wer-
den. In der Regel dürften bei Mitarbeiter*innen, die 
bereits längere Zeit beschäftigt sind, jedoch weitere 
Abschiebehindernisse vorliegen. Ist dies nicht der 
Fall, könnte sich eine ungleiche Bewertung erge-
ben, wenn diese Personen voraussichtlich in der 
Übergangszeit bis Mitte 2020 die Voraussetzungen 
für die Erteilung der Beschäftigungsduldung erfül-
len werden.  
Die Lösung liegt auch hier in der Erteilung einer 
humanitären Duldung nach § 60a Abs. 2 S. 3 Auf-
enthG zur Überbrückung, wenn die Voraussetzun-
gen für die Beschäftigungsduldung voraussichtlich 
bis zum 30. Juni 2020 erfüllt sein werden. 
 
4. Geduldete, die nicht aus einem sicheren Her-
kunftsland stammen, nach dem 1.8.2018 einge-
reist, über einen Pass verfügen und in einem 
erlaubten Beschäftigungsverhältnis stehen. 
 

Dieser Personenkreis hat wegen des Zeitpunkts der 
Einreise keinen Zugang zur Beschäftigungsdul-
dung. 
Ihnen kann, sofern sie in ein Ausbildungsverhältnis 
wechseln, eine Ausbildungsduldung erteilt werden. 
Für Menschen, die aufgrund ihrer Ausbildung eine 
qualifizierte Beschäftigung ausüben, kommt eben-
falls die Durchführung eines erleichterten Visums-
verfahrens in Betracht.  
 
5. Geduldete aus einem sicheren Herkunftsstaat, 
die vor dem 1.8.2018 eingereist sind und Ende 
2019 in einem erlaubten Beschäftigungsverhält-
nis stehen. 
 
Aus der Praxis sind nur wenige Ausnahmefälle 
bekannt, in denen Geduldete aus einem sicheren 
Herkunftsland noch einer Beschäftigung nachgehen 
dürfen. Hintergrund ist die Regelung in § 60a Abs. 
6 Nr. 3 AufenthG i.V.m. § 29a AsylG. Danach darf 
Unionsbürger*innen sowie Staatsangehörigen von 
Albanien, Bosnien und Herzegowina, Ghana, Ko-
sovo, Mazedonien, Montenegro, Senegal und Ser-
bien, die nach dem 31. August 2015 einen Asylan-
trag gestellt haben, der abgelehnt worden ist, die 
Erwerbstätigkeit nicht erlaubt werden. Das Be-
schäftigungsverbot gilt selbst in den Fällen, in de-
nen eine Duldung aus humanitären Gründen erteilt 
worden ist. 
Gehen Geduldete aus sicheren Herkunftsstaaten 
jedoch bereits erlaubterweise einer Beschäftigung 
nach, weil sie ihren Asylantrag vor dem 31. August 
2015 gestellt haben, können sich weiterhin auf ihre 
Beschäftigungserlaubnis berufen: Der neue § 104 
Abs. 6 AufenthG ordnet für diese Fälle die Fortgel-
tung des § 60a Abs. 6 AufenthG in der bis Ende 
2019 geltenden Fassung an. Auf diese Weise soll 
sichergestellt werden, dass bereits bestehende Er-
laubnisse nicht nachträglich versagt werden kön-
nen.10 
Den Personen, die bereits 2019 in einem Beschäfti-
gungsverhältnis gestanden haben, steht die Beschäf-
tigungsduldung im gleichen Umfang offen wie 
Geduldeten aus anderen Herkunftsstaaten. Gleiches 
gilt für Geduldete, die bis Ende 2019 nach vierjäh-
rigem Aufenthalt eine Beschäftigungserlaubnis für 
jede Beschäftigung nach § 32 Abs. 2 Nr. 5 BeschV 
erhalten haben – selbst dann, wenn sie erst 2020 
erstmals eine Beschäftigung aufnehmen. Damit sind 
auch sie zur Passbeschaffung bis Mitte 2020 ver-
pflichtet. Dies birgt zumindest bei den Angehörigen 
der Balkanstaaten kaum Probleme, weil ihre Ab-
schiebung auch ohne Pass durchgeführt werden 
kann (EU-Laissez-Passer). Im Übrigen gilt auch 
hier der Vorschlag, übergangsweise eine Duldung 
nach § 60a Abs. 2 S. 3 AufenthG zu erteilen, wenn 
die Erfüllung der Voraussetzungen der Beschäfti-
gungsduldung absehbar ist. 
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II. Fallgruppen für Asylsuchende 
Inhaber*innen einer Aufenthaltsgestattung (§ 55 
Asylg) kann nach Maßgabe des § 61 AsylG, § 32 
Abs. 4 BeschV eine Beschäftigungserlaubnis erteilt 
werden. Wird der Asylantrag abgelehnt, bietet die 
Ausübung einer Beschäftigung nicht ohne Weiteres 
Schutz vor der zwangsweisen Aufenthaltsbeendi-
gung. Die Arbeitgeber*innen müssen befürchten, 
Mitarbeiter*innen wieder zu verlieren, die sie mit 
hohem Aufwand eingearbeitet haben - die Abschie-
bung verursacht für den Betrieb damit unter Um-
ständen erheblichen wirtschaftlichen Schaden. Es 
ist daher geboten, diesen Menschen einen sicheren 
Übergang in die Beschäftigungsduldung zu ermög-
lichen - nicht zuletzt deshalb, da es sich hierbei 
oftmals um Personen handelt, deren Asylverfahren 
sich über vier Jahre hingezogen haben und die be-
reits mehrere Jahre in Beschäftigung sind. 

 
1. Asylsuchende, die nicht aus einem sicheren 
Herkunftsland stammen, vor dem 1.8.2018 ein-
gereist, nicht über einen Pass verfügen und in 
einem Beschäftigungsverhältnis stehen. 
 
Nach Ablauf der Ausreisefrist kann jederzeit die 
Abschiebung erfolgen, § 58 Abs. 1 AufenthG. In 
vielen Fällen scheitert die zwangsweise Aufent-
haltsbeendigung jedoch daran, dass weder Pass, 
noch Passersatz oder Laissez-Passer vorliegen. Bis 
zum Abschluss des Asylverfahrens besteht nach § 
60b Abs. 2 S. 2 AufenthG zwar keine Verpflichtung 
zur Passbeschaffung). Um die Beschäftigungsdul-
dung zu erhalten, muss aber die Identität geklärt 
sein. 
Nach dem Ende des Asylverfahrens muss also zu-
nächst eine Duldung nach § 60a Abs. 2 S. 1 Auf-
enthG wegen eines tatsächlichen Abschiebehinder-
nis ausgestellt werden. Die Duldung darf erst dann 
mit dem Zusatz „Person mit ungeklärter Identität“ 
nach § 60b AufenthG versehen werden, wenn eine 
Person nach einem rechtlichen Hinweis über die 
konkret zu erfüllenden Mitwirkungspflichten (§ 60b 
Abs. 3 S. 2 AufenthG) entweder generell die Mit-
wirkung verweigert oder den Anforderungen nicht 
innerhalb der gesetzten Fristen nachkommt. Solan-
ge aber alle erforderlichen Mitwirkungshandlungen 
vorgenommen werden, bleibt es bei der Duldung 
nach § 60a Abs. 2 S. 1 AufenthG; damit wird auch 
die Beschäftigungserlaubnis verlängert. 
Sobald der Pass vorgelegt wird, ist die Abschiebung 
möglich. Eine Beschäftigungsduldung kann in die-
sem Fall nur erteilt werden, wenn die Duldung nach 
§ 60a Abs. 2 S. 1 AufenthG bereits seit mindestens 
12 Monaten ausgestellt ist, d.h. wenn die Passbe-
schaffung besonders lange gedauert hat. Darüber 
hinaus kann die Duldung nach § 60a Abs. 2 Auf-
enthG verlängert werden, wenn andere Abschiebe-
hindernisse vorliegen, etwa wenn das Asylverfah-
ren eines Familienangehörigen noch nicht abge-
schlossen ist, eine Erkrankung zu einem vorüberge-

henden Abschiebehindernis führt oder die Person 
als Zeugin in einem Strafverfahren auftreten soll. 
 
Duldung aus humanitären Gründen 
Die Duldung nach § 60a Abs. 2 Satz 1 AufenthG 
wegen eines tatsächlichen Abschiebehindernisses 
wird für sechs Monate ausgestellt. Die Betroffenen 
werden über ihre Mitwirkungspflichten konkret 
belehrt und aufgefordert, bis zum Ablauf der Dul-
dung einen Pass vorzulegen oder konkret nachzu-
weisen, warum die Bemühungen bislang nicht er-
folgreich waren. Gleichzeitig erhalten sie die Zusa-
ge, dass bei Erfüllung der Pflichten die Duldung 
nach § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG aus humanitä-
ren Gründen verlängert wird, um den Übergang in 
die Beschäftigungsduldung zu ermöglichen. Wer 
die Mitwirkungspflichten nicht erfüllt, erhält nach 
Ablauf der ersten Duldung für sechs Monate nur 
noch eine Duldung nach § 60b AufenthG und unter-
liegt damit einem vollständigen Arbeitsverbot. 
 
Ausbildungsduldung 
Personen, die bis Ende 2016 in das Bundesgebiet 
eingereist sind und eine Ausbildung aufnehmen, 
haben bis zum 2.10.2020 einen Anspruch auf Ertei-
lung der Ausbildungsduldung, solange noch keine 
aufenthaltsbeendenden Maßnahmen eingeleitet 
wurden. Dabei gilt die neue dreimonatige Wartefrist 
nach § 60c Abs. 2 Nr. 2 AufenthG nicht, § 104 Abs. 
17 AufenthG. 

 
2. Asylsuchende, die nicht aus einem sicheren 
Herkunftsland stammen, nach dem 1.8.2018 
eingereist sind, nicht über einen Pass verfügen 
und in einem Beschäftigungsverhältnis stehen. 
Die Zahl derjenigen, die nach dem Stichtag einge-
reist sind, aber bei rechtkräftigem negativen Ab-
schluss ihres Asylverfahrens bereits über einen 
längeren Zeitraum in einem sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigungsverhältnis stehen, wird 
im Laufe des kommenden Jahres zunehmen.  
Der Weg in die Beschäftigungsduldung ist durch 
den Stichtag 1.8.2018 gesperrt. Nach negativer 
Beendigung des Asylverfahrens kann wiederum 
eine Duldung nach § 60a Abs. 2 S. 1 AufenthG 
wegen eines tatsächlichen Abschiebehindernisses 
erteilt werden. Werden die erforderlichen und zu-
mutbaren Mitwirkungshandlungen nicht erbracht, 
wird lediglich die „Duldung light“ nach § 60b Auf-
enthG mit einem Arbeitsverbot erteilt. Sobald aber 
die Passpapiere vorliegen, kann die Abschiebung 
erfolgen, wenn nicht sonstige Abschiebehindernisse 
oder besondere Gründe für eine humanitäre Dul-
dung nach § 60a Abs. 2 S. 3 AufenthG vorliegen. 
Für diesen Personenkreis sind generelle Regelun-
gen zur Sicherung ihres Aufenthalts und zur Auf-
rechterhaltung des Beschäftigungsverhältnisses 
weder gewollt noch möglich. Im Einzelfall sind 
folgende Auswege aus der prekären Lage denkbar. 
 



Ausbildungsduldung 
Nimmt die betroffene Person ein Ausbildungsver-
hältnis auf, bevor die Asylentscheidung rechtkräftig 
wird, wird nach § 60c Abs. 1 Nr. 1 AufenthG eine 
Ausbildungsduldung erteilt. Auch die Aufnahme 
einer Assistenz- oder Helferausbildung genügt, 
wenn diese anschlussfähig an eine qualifizierte 
Ausbildung ist und sich auf Tätigkeiten bezieht, für 
die die Bundesagentur für Arbeit einen Engpass 
festgestellt hat. Die Betriebe verlieren hierdurch 
allerdings wertvolle Arbeitskräfte, insbesondere, 
wenn sie selbst keine entsprechenden Ausbildungen 
anbieten können. 
Nach Eintritt der Rechtskraft der ablehnenden Asy-
lentscheidung kann für drei Monate die Duldung 
zur Beschaffung der Passpapiere erteilt werden. 
Kann in diesem Zeitraum ein Ausbildungsvertrag 
abgeschlossen werden - dabei reicht es, wenn die 
Ausbildung bis zu sieben Monaten später beginnt, § 
60c Abs. 3 AufenthG - besteht ein Rechtsanspruch 
auf Erteilung der Ausbildungsduldung. Allerdings 
dürfen keine aufenthaltsbeendenden Maßnahmen 
eingeleitet worden sein.  
 
Aufenthaltserlaubnis 
Der Übergang in Bleiberechts-
Aufenthaltserlaubnisse nach §§ 25a, 25b AufenthG 
scheitert regelmäßig an der kurzen Aufenthaltsdau-
er, es sei denn ein Mitglied der Kernfamilie lebt 
bereits wesentlich länger in Deutschland. Hier sei 
auf die nordrhein-westfälische Praxis verwiesen: 
Auf Erlass des Integrationsministers kann von der 
vollständigen Erfüllung der Aufenthaltsdauer abge-
sehen werden, wenn die betreffende Person beson-
dere, über die Regelanforderungen hinausgehende 
Integrationsleistungen erbringt. Dazu zählen bei-
spielsweise ehrenamtliches Engagement oder die 
Ausübung einer Beschäftigung seit mindestens 
einem Jahr.11 
 
Fachkräftezuwanderung 
Für Personen mit einer Berufsausbildung und der 
entsprechenden Anerkennung kann eine Vorabzu-
stimmung für ein im Herkunftsland einzuholendes 
Visum – die Zustimmung der Bundesagentur für 
Arbeit bleibt erforderlich, ohne Vorrangprüfung (§ 
6 Abs. 2 BeschV – erteilt werden und so die Konti-
nuität des Arbeitsverhältnisses ermöglich werden.  
 
 

                                                           
11 Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration des Landes Nordrhein-Westfalen, Erlass 
zur Aufenthaltsgewährung bei gut integrierten Aus-
ländern, Anwendungshinweise zu § 25b AufenthG, 
vom 25. März 2019, S. 3, 
https://www.landtag.nrw.de › portal › WWW › 
Dokument › MMV17-1879. 

3. Asylsuchende, die nicht aus einem sicheren 
Herkunftsland stammen, vor dem 1.8.2018 ein-
gereist sind, über einen Pass verfügen und in 
einem Beschäftigungsverhältnis stehen. 
 
Ein Teil der Asylsuchenden ist mit einem Pass 
eingereist, gleich ob mit Visum, visumsfrei oder 
durch unerlaubten Grenzübertritt. Die Pässe sind 
für die Dauer des Verfahrens beim BAMF hinter-
legt. Die Erteilung einer „Duldung light“ droht 
ihnen daher nicht. In Hinblick auf die Stichtagsre-
gelung stünde ihnen auch der Weg in die Beschäfti-
gungsduldung offen. Durch die Vorlage des Passes 
nach Einreise entsteht nun aber ein erheblicher 
Nachteil gegenüber Personen, die keine Passdoku-
mente vorzuweisen haben. Sie können nach dem 
Abschluss des Asylverfahrens sofort abgeschoben 
werden, es sei denn es besteht ein anderweitiges 
Abschiebehindernis.  
Das Erfordernis, seit mindestens 12 Monaten in 
Besitz einer Duldung zu sein (§ 60b Abs. 1 S. 2 
AufenthG) stellt für diesen Personenkreis das größ-
te Hindernis zur Erlangung einer Beschäftigungs-
duldung da. Im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben 
kann diese Hürde nur durch eine humanitäre Dul-
dung nach § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG überwun-
den werden, um damit dem besonderen Bedarf der 
Wirtschaft und dem Gemeinschaftsinteresse am 
Erhalt von dringend benötigten Arbeitskräften 
Rechnung zu tragen. Die Duldung könnte etwa 
davon abhängig gemacht werden, dass der Betrieb 
oder die Einrichtung den besonderen Bedarf, be-
sondere Kenntnisse und Fähigkeiten oder die Quali-
fizierung durch Weiterbildungen oder betriebliche 
Maßnahmen bestätigt. Es bleibt also insoweit bei 
einer Einzelfallentscheidung, die jedoch die Be-
dürfnisse der regionalen Wirtschaft und den Bedarf 
im Gesundheits- und Pflegesektor berücksichtigt.  
Als Alternative kommt auch hier der Übergang in 
eine Ausbildung in Betracht. 
 
4. Asylsuchende, die nicht aus einem sicheren 
Herkunftsland stammen, nach dem 1.8.2018 
eingereist sind, über einen Pass verfügen und in 
einem Beschäftigungsverhältnis stehen. 
 
Weil diesen Personen aufgrund der Stichtagsrege-
lung für die Einreise generell der Zugang zur Be-
schäftigungsduldung versperrt ist, bleibt ihnen nur 
der Weg in die Ausbildungsduldung, der jedoch für 
die Arbeitgeber*innen nachteilig ist, wenn sie nicht 
selbst einen Ausbildungsplatz anbieten können. Die 
Ausbildung muss zwingend vor dem rechtskräfti-
gen Ende des Asylverfahrens aufgenommen wer-
den, um die Abschiebung zu vermeiden, § 60c Abs. 
1 Nr. 1 AufenthG. 
Personen, die über eine qualifizierte Ausbildung 
verfügen, können nach Maßgabe des Fachkräf-
teeinwanderungsgesetzes erneut einwandern. 
 
 



5. Asylsuchende, die aus einem sicheren Her-
kunftsland stammen und in einem Beschäfti-
gungsverhältnis stehen. 
Nach § 47 Abs. 1a AsylG sind Asylsuchende aus 
den „sicheren Herkunftsstaaten“ während des ge-
samten Asylverfahrens (und im Falle der Ableh-
nung des Asylantrages in bestimmten Fällen bis zur 
Ausreise) verpflichtet, in Aufnahmeeinrichtungen 
zu wohnen. § 61 Abs. 1 AsylG verbietet in diesen 
Fällen die Aufnahme einer Beschäftigung. 
Eine Übergangsregelung für Personen, die bereit 
bei Inkrafttreten dieser Norm erlaubt einer Beschäf-
tigung nachgegangen sind, existiert nicht. Lediglich 
Personen, die bereits seit mehr als sechs Monaten 
eine Duldung besitzen (zur Durchführung eines 
Eilverfahrens oder wenn der Aufenthalt während 
eines Hauptsacheverfahrens trotz vollziehbarer 
Ausreisepflicht aus anderen Gründen geduldet 
wird), kann eine Beschäftigung nach Ermessen 
erlaubt werden. 
Der Aufenthalt und damit die Kontinuität des Be-
schäftigungsverhältnisses können in diesen Fällen 
ausschließlich im Rahmen des § 26 BeschV, nach 
Maßgabe des Fachkräftezuwanderungsgesetzes 
oder im Rahmen der sog. Westbalkanregelung 
ermöglicht werden. 
Kann die betreffende Person bereits seit 24 Mona-
ten ihren Lebensunterhalt durch eine sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung während eines lau-
fenden Asylverfahrens sichern, kann die Ausländer-
behörde eine Vorabzustimmung zur Visumsertei-
lung durch ein deutsches Konsulat im Herkunfts-
staat erteilen.  Übt eine Person mit einer anerkann-
ten beruflichen Ausbildung eine Beschäftigung aus, 
besteht ab 1.3.2020 die Möglichkeit eine Aufent-
haltserlaubnis nach § 18a AufenthG zu erteilen; für 
Personen mit einer anerkannten akademischen 
Ausbildung kommt die Aufenthaltserlaubnis nach § 
18b AufenthG in Betracht. Die Ausländerbehörde 
kann – mit Zustimmung der Bundeagentur für Ar-
beit – eine Vorabzustimmung für die Visumertei-
lung des deutschen Konsulats im Herkunftsland 
erteilen. Hat die beschäftigte Person ihre Ausbil-
dung im Ausland absolviert und wurde diese nur 
teilweise anerkannt, kann sie ab dem 1.3.2020 eine 
Aufenthaltserlaubnis zum Zwecke einer (betriebli-
chen) Anpassungsmaßnahme nach § 16d AufenthG 
erhalten. Die Ausländerbehörde kann – mit Zu-
stimmung der Bundesagentur für Arbeit – eine 
Vorabzustimmung für die Visumserteilung des 
deutschen Konsulats im Herkunftsland erteilen. 
Unabdingbare Voraussetzung hierzu ist allerdings 
eine angemessene Personalausstattung der deut-
schen Auslandsvertretungen. 
 

Fazit 
Mit dem neuen Rechtsinstitut der Beschäftigungs-
duldung ist zumindest ein erster, kleiner Schritt in 
die richtige Richtung gegangen, auch wenn die 
Beschäftigten damit weiterhin im Status der Ausrei-
sepflicht gehalten werden. Erst nach der 

30monatigen Duldungsfrist kommt die Erteilung 
einer Aufenthaltserlaubnis nach § 25b Abs. 6 Auf-
enthG in Betracht. 
Die Anforderungen an die Beschäftigungsduldung 
sind so konstruiert, dass sie nicht allen Beschäftig-
ten den Weg in den gesicherten Aufenthalt ermögli-
chen, da in der Übergangsphase zwischen Passbe-
schaffung und Erfüllung der Voraufenthalts- und 
Vorbeschäftigungszeiten die Abschiebung jederzeit 
möglich ist. Eine angemessene Lösung sollte 
rechtstreues Verhalten jedoch honorieren und zu-
gleich dem Interesse der Wirtschaft wie auch der 
öffentlichen Hand an der Sicherung der Fachkräfte-
ausbildung Rechnung tragen. So wäre es denkbar, 
Arbeitnehmer*innen, die sich am Ende des Asyl-
verfahrens bereits seit mindestens zwölf Monaten in 
einem  sozialversicherungspflichtigen Beschäfti-
gungsverhältnis (35 bzw. 20 Stunden) befinden, den 
Zugang zu einer Beschäftigungsduldung zu eröff-
nen, wenn sie alle erforderlichen und zumutbaren 
Mitwirkungshandlungen erbringen und die übrigen 
Voraussetzungen erfüllen können. Das Land Ba-
den-Württemberg hatte bereits versucht, im Bun-
desrat eine solche Anrechnungsmöglichkeit für 
Zeitraume der Aufenthaltsgestattung im Rahmen 
des § 60b AufenthG zu erreichen. Eine solche An-
rechnungsmöglichkeit würde 99% der Fälle lösen, 
in denen eine Beschäftigungsduldung nicht zustan-
de kam oder kommt. 
Auf Basis der geltenden Rechtslage bietet die hu-
manitäre Duldung nach § 60a Abs. 2 S. 3 AufenthG 
einen Ausweg. Dies entspricht bereits der Erlassla-
ge in Nordrhein-Westfalen.12 Dabei können durch-
aus auch die Interessen eines regionalen Wirt-
schaftsraums berücksichtigt werden, da insofern 
erhebliche öffentliche Interessen berührt sind. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn das Beschäftigungs-
verhältnis unbefristet ist und Arbeitgeber*innen ein 
besonderes betriebliches Interesse an der Weiterbe-
schäftigung der betroffenen Person darlegen kann. 
Voraussetzung bleibt allerdings, dass kein Beschäf-
tigungsverbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG vorliegt 
(Täuschungshandlungen, Verweigerung der Mit-
wirkung). Wird ein Antrag auf Beschäftigungsdul-
dung gestellt, sollten die Ausländerbehörden zu-
mindest wohlwollend berücksichtigen, dass auch 
die Voraussetzungen der Duldung aus humanitären 
Gründen erfüllt sein können, sodass diese zur 
Überbrückung bis zur Erteilung einer Beschäfti-
gungsduldung genutzt werden kann. Das Tatbe-
standsmerkmal „erhebliche öffentliche Interessen“ 
eröffnet insofern die Möglichkeit, die Belange der 
betroffenen Unternehmen zu berücksichtigen. 
Im Dezember 2019 hat sich der baden-
württembergische Koalitionsausschuss darauf ver-
ständigt, erneut eine Bundesratsinitiative zu starten, 
welche die Anrechnung der Aufenthaltszeiten im 
                                                           
12 Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und 
Integration des Landes Nordrhein-Westfalen, Be-
schäftigungsduldung nach dem künftigen § 60d 
AufenthG, vom 31.7.2019. 



Asylverfahren für die Erteilung der Beschäfti-
gungsduldung ermöglicht. Es ist zu hoffen, dass 
dieser Initiative baldiger Erfolg beschieden ist. 
Geboten ist nicht nur, § 60d Abs. 1 Nr. 2 AufenthG 
so auszugestalten, dass ein mindestens zwölfmona-
tiger gestatteter oder geduldeter Aufenthalt vorlie-
gen muss. Darüber hinaus ist es wünschenswert, § 
60d Abs. 1 Nr. 1 AufenthG dahin zu ändern, dass 
die Identität innerhalb eines verlängerten Zeitraums 
- etwa binnen eines Jahres nach Inkrafttreten der 
Neuregelung - geklärt sein muss. Auf diese Weise 
wird es möglich, alle Voraussetzungen für die Be-
schäftigungsduldung zu einem einheitlichen Zeit-
punkt zu erfüllen, sodass die Übergangsfrist ent-
fällt, in der Abschiebungen möglich sind. Da die 
„Duldung light“ (§ 60b AufenthG) gemäß § 105 
Abs. 2 AufenthG erst ab dem 1.7.2020 auf gedulde-
te Ausländer Anwendung findet und bei derzeit 
beschäftigten Inhaber*innen einer Duldung kein 
Beschäftigungsverbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG 
vorliegt, ist diese Lösung auch integrationspolitisch 
angezeigt. 
Bis zu einer Änderung der Rechtslage sollten die 
Ausländerbehörden bei Anträgen auf Erteilung der 
Beschäftigungsduldung übergangsweise die Ermes-
sensduldung erteilen. Darüber hinaus eröffnet § 38 
LVwVfG die Möglichkeit, über eine Zusicherung 
der Ausländerbehörde, bei Erfüllung der Vorausset-
zungen auch eine Beschäftigungsduldung zu ertei-
len, den Unternehmen bereits im Vorfeld Rechts- 
und Planungssicherheit zu geben. Für streitige Fra-
gen könnten die Landesregierungen eine Clearing-
stelle einrichten, der neben Vertreter*innen des 
Innen-, Sozial- und Integrations- sowie Wirt-
schaftsministeriums auch solche aus Wirtschafts-
verbänden und besonders sachkundige Einzelper-
sönlichkeiten angehören sollten. 
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